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SIGMARINGEN - Reinhard Erös gilt
als einer der besten Afghanistan-
Kenner Deutschlands. Der inzwi-
schen aus dem Dienst geschiedene
Militärarzt gehört zu den wenigen
westlichen Zivilisten, die sich noch im
stark umkämpften Osten des Landes
bewegen. Er leistet dort humanitäre
Hilfe und organisiert unter anderem
den Bau von Schulen. Bildung sei der
Schlüssel zu Afghanistans Zukunft,
sagt Erös. Mit ihm sprach unser Re-
dakteur Uwe Jauß.

SZ: Wie entwickelt sich die Lage in
Afghanistan?

Erös: Als Arzt gesprochen: Afghanis-
tan ist weiterhin ein schwerkranker
Patient, der noch für lange Zeit be-
handelt werden, aber gleichzeitig sei-
ne Selbstheilungskräfte einsetzen
muss. Über 50 Prozent der Afghanen
sind jünger als 16 Jahre. Sie sind die
Zukunft des Landes; auf sie müssen
wir setzen. Das bedeutet vor allem
anderen: Schulbildung, Berufsausbil-
dung und Arbeitsplätze. Nur so ge-
winnen wir die Herzen und damit des
Vertrauen der Afghanen. Wenn wir
uns 0nicht um die Jugend kümmern,
dann fallen sie den Rattenfängern in
den radikalen Koranschulen, den Ta-
liban, zum Opfer. Der Prozentsatz
der Kinder, der in die Schule geht,
nimmt wegen des enormen Bevölke-
rungswachstums aber seit 2006 stän-
dig ab. Spätestens im Jahr 2020,
wenn sich die Bevölkerungszahl wie-
derum verdoppelt hat, wird man
vom Prozentsatz her eine ähnliche
niedrige Schülerzahl wie zu Taliban-
Zeiten haben.

SZ: Sind Verhandlungen mit den Ta-
liban sinnvoll?

Erös: Wer von den westlichen „Besat-
zern“ soll denn mit welchen Taliban
über welche Themen verhandeln?
Glaubt denn ein Außenminister Wes-
terwelle wirklich, die Taliban würden
ihn zu einem paschtunischen Teege-
spräch empfangen? Die wirklich als

militant eingeschworenen Taliban se-
hen sich inzwischen auf der Sieges-
straße. Sie haben es doch gar nicht
mehr nötig, mit uns zu sprechen. Im
Jahr 2002 war es ein großer Fehler
gewesen, dass wir nicht mit den mi-
litärisch geschlagenen und politisch
geschwächten Taliban gesprochen
haben. Die Chance ist vertan. Heute
ist nicht einmal mehr klar, für wie vie-
le Kämpfer einzelne Talibanführer
wirklich reden. In Wahrheit gibt es
doch seit langem Gespräche mit den
Taliban. Es sind aber nicht wir, die mit
ihnen reden können und sollen, son-
dern die „normalen“ Afghanen in
den Paschtunenprovinzen. Auf die
religiösen Autoritäten der Taliban ha-
ben ihre wahhabitischen Freunde,
die Saudis, und auf ihre militärischen
Hardliner hat der pakistanische Ge-
heimdienst ISI Einfluss. Dieser steht
doch täglich in Kontakt mit Taliban.

SZ: Den Pakistani ist jüngst die Fest-
nahme von drei hochrangigen Tali-
banführern gelungen. Dies ist auf-

fällig, weil sich die Sicherheitsbehör-
den des Landes lange Zeit nicht son-
derlich um ein Durchgreifen
bemüht haben. Was könnte hinter
den Festnahmen stecken?

Erös: Ich frage mich, ob die Festnah-
me der Talibanführer nicht ein Schau-
spiel des pakistanischen Geheim-
dienstes ISI war. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass die pakistanische Re-
gierung, die ja in den 80er und 90er
Jahren die Taliban aufgebaut und in
Afghanistan als Garant einer engen
Zusammenarbeit Afghanistan-Pakis-
tan gegen den „Erzfeind Indien in-
stalliert hat, jetzt plötzlich ihre „Kin-
der“ Taliban opfert, um dem Westen
einen Gefallen zu tun.

SZ: Über was könnten akzeptierte
Gesprächspartner mit den Taliban
verhandeln?

Erös: Über eine Machtbeteiligung
der säkularen Gruppen Afghanistans
in einem streng islamischen Staat.
Spätestens in sechs Jahren wird es ei-
nen solchen sowieso in Afghanistan
geben. Für den Westen kommt es in
diesem Zusammenhang darauf an,
dass es dann eine Regierung ist, die
Grundelemente der Menschenrech-
te achtet, und die wir akzeptieren
können, ohne dass wir unser Gesicht
verlieren.

SZ: Die Bundesregierung plant,
rund zehn Millionen Euro für die In-
tegration von Taliban zur Verfü-
gung zu stellen.

Erös: Mit zwei Worten: schlichter
Blödsinn! Dieser Vorschlag unseres
Außenministers ist im Grunde nichts
anderes als ein Zugeständnis der ei-
genen Phantasielosigkeit und politi-
schen Hilflosigkeit. Ein Plazebo für
unsere afghanistankriegsmüde Be-
völkerung. In Afghanistan gibt es
über 70 Prozent Arbeitslose. Sie sind
ein Rekrutenreservoir für die Taliban.
Der Westen kann gar nicht so viel
Geld zur Verfügung stellen, um alle

Taliban zu integrieren oder eine wei-
tere Rekrutierung zu verhindern. Zu-
dem würden alle, die kein Geld erhal-
ten, höchst unzufrieden reagieren –
gerade auch jene, die bisher nicht zu
den Taliban gehören.

SZ: Zielen die Taliban wirklich auf ei-
nen finsteren Staat, wie sie ihn für
einige Jahre vor 2001 hatten?

Erös: Das ist die Schlüsselfrage! Jene
Taliban, die keine Dumpfbacken
sind, haben sich in den letzten acht
Jahren hoffentlich politisch weiter-
entwickelt. Während ihres Regimes
von 1996 – 2001 hatten sie ganz of-
fiziell und in aller Öffentlichkeit die
materielle, militärische und politische
Unterstützung von Pakistan, Saudi-
Arabien und den Vereinten Arabi-
schen Emiraten. Eine Fortsetzung
dieser Politik können sich diese Län-
der jetzt weltpolitisch nicht mehr leis-
ten. Sie haben inzwischen genug
Schwierigkeiten mit militanten Extre-
misten im eigenen Land.

SZ: Die Amerikaner haben seit Mitte
2009 ein neues Konzept. Sie wollen
zivile Opfer vermeiden. Macht sich
die neue Strategie bemerkbar?

Erös: Die Bombardements haben
Tausende Frauen, Kinder und Alte
getötet und sind in den Köpfen der
Afghanen verankert. Dass es nun ei-
nen Strategiewandel gegeben hat,
können sie einfach nicht glauben. 

� Der Afghanistan-Experte Reinhard Erös zur Entwicklung am Hindukusch

„Taliban sehen sich auf Siegesstraße“

SZ-Interview

Für Reinhard Erös sind viele
Chancen vertan worden.

Löchern kann
geholfen werden!

Schlaglöcher in albtraumhafter Fül-
le, das sind die allgegenwärtigen
Hinterlassenschaften des harten
Winters auf Deutschlands Straßen.
Das Wehklagen der durchgeschüt-
telten Verkehrsteilnehmer mischt
sich mit den Lamentos der Auto-
mobilclubs. Da aber die Finanztöp-
fe bei Bund, Ländern und Kommu-
nen ebenfalls große Löcher auf-
weisen, ist guter Rat teuer. Dass
Not erfinderisch macht, beweist
nun die thüringische Gemeinde
Niederzimmern bei Weimar. Und
sie geht mit Hilfe von Sponsoren ei-
nen neuen Weg. Im Mittelpunkt
der ungewöhnlichen Aktion ste-
hen Schlagloch-Patenschaften.
Wer sich angesprochen fühlt, wird
mit der Zahlung von 50 Euro zum
Paten von Kratern, Furchen und
Rinnen und leistet so sein Scherf-
lein zu den Flickarbeiten. Doch das
ist nicht alles, sagt Bürgermeister
Christoph Schmidt-Rose (CDU).
Denn seine Gemeinde wird im Zu-
ge der Straßensanierung Plaketten
in den neuen Belag einlassen, auf
denen die Lochpaten namentlich
verewigt sind. Die ersten Löcher in
Niederzimmern haben schon Inte-
ressenten gefunden. (piz)

� Randnotiz

„Wir wollen mit der Telekommu-
nikationsüberwachung ja keine
Schwarzfahrer oder Eierdiebe er-
mitteln. Es geht hier um Schwerst-
kriminalität.“ 
(Der Chef der Deutschen Polizeigewerk-
schaft, Rainer Wendt, zum Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts, mit dem die um-
strittene Vorratsdatenspeicherung gekippt
worden ist) Foto: ddp

� Das Zitat

� Kommentare

Das Tohuwabohu um die soge-
nannte Steuersünder-CD geht
munter weiter. Baden-Württem-
berg kauft nicht, dafür will der
Bund kaufen -- und ein SPD-Politi-
ker versucht sich mit einer Straf-
anzeige zu profilieren.

Steuersünder, Diebe
und Ministerien

Von unserem Redakteur
Klaus Nachbaur

Was soll Otto-Normalbürger ei-
gentlich noch von diesem zuneh-
mend absurden Theater halten?
Die Bundesregierung hat jetzt
beschlossen, exakt das zu tun,
was die Landesregierung für
rechtlich problematisch bezie-
hungsweise sogar rechtswidrig
hält. Noch kurioser: Wenn Berlin
den Handel mit dem Datendieb
abgeschlossen hat, könnte auf
diesem Umweg auch Baden-
Württemberg den heimischen
Steuersündern auf die Pelle rü-
cken -- frei nach dem Motto:
Wasch' mich, aber mach' mir den
Pelz nicht nass! Und ganz neben-
bei entsteht der fatale Eindruck,
dass nicht nur die Steuerbetrüger
und die Datendiebe Dreck am
Stecken haben, sondern auch
dieses oder jenes Ministerium
einfach kraft souveräner Willkür
agiert. Das ist quasi ein Kollateral-
schaden für das allgemeine Ver-
trauen in den Rechtsstaat.

Daran bastelt auch der SPD-Bun-
destagsabgeordnete Christian
Lange mit. Seine Strafanzeige
gegen Ministerpräsident Map-
pus und Justizminister Goll we-
gen Strafvereitelung im Amt
geht allenfalls als politischer PR-
Gag durch, in der Sache ist sie
nicht ernst zu nehmen. Nirgend-
wo steht geschrieben, dass Politi-
ker verpflichtet sind, Geschäfte
mit Dieben zu machen, um an
das Geld von Betrügern zu kom-
men. Aber Lange hat es mit sei-
ner Anzeige in die Schlagzeilen
geschafft -- Glückwunsch!

Die Familienministerin Kristina
Schröder liegt goldrichtig. Die
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie betrifft nicht nur Eltern mit
kleinen Kindern. Es geht auch da-
rum, Pflege und Beruf besser ver-
einbar zu machen.

Starkes Signal
für die Familie 

Von unserem Korrespondenten
Rasmus Buchsteiner

Die Zahl der Pflegebedürftigen
steigt. Familien dürfen nicht allei-
ne gelassen werden, wenn sie
Verantwortung in der Gesell-
schaft übernehmen und Angehö-
rige pflegen. Gerade erst im Amt,
sucht Schröder auch schon die
Kraftprobe mit der Wirtschaft. Sie
will Arbeitnehmern per Rechtsan-
spruch die Möglichkeit einer zwei-
jährigen Familienpflegezeit bei
teilweisem Lohnausgleich geben.

Dass die Wirtschaft hier erst ein-
mal Kontra gibt, kann nicht weiter
verwundern. So war es anfangs
auch beim Elterngeld und bei an-
deren Familienleistungen. Ein
Rechtsanspruch aber wäre ein
starkes Signal der Gesellschaft an
alle, die ihre Eltern oder Angehöri-
gen selbst pflegen. Die Ministerin
tut gut daran, schnell ein durchge-
rechnetes, überzeugendes Kon-
zept vorzulegen. Der Teufel liegt
auch hier im Detail. Benötigt wird
ein Modell, das auch der Lebens-
wirklichkeit von Geringverdienern
entspricht. Über längere Zeit auf
ein Viertel des eigenen Einkom-
mens zu verzichten, fällt dieser
Gruppe besonders schwer. Die Fa-
milienministerin wird allerdings
einräumen müssen, dass ihre Plä-
ne nur ein Mosaiksteinchen sind.
Auch bei der Pflege muss Wahl-
freiheit gelten. Nicht jeder ist in
der Lage, zu Hause für Angehöri-
ge zu sorgen. Die Betreuung in
den Heimen zu verbessern und
Defizite abzustellen, ist wohl ge-
nauso wichtig wie Rückendeck-
ung für jene, die daheim pflegen.

Missachtung der Verbraucher
Die unabhängige Turiner Tageszei-
tung „La Stampa“ meint zur Zulas-
sung der „Superkartoffel“ Amflora
des Multis BASF durch die EU:
„Wende in Brüssel: Nach zwölf Jahren
fällt also das Tabu der gentechnisch
veränderten Nahrungsmittel, das eu-
ropäische Moratorium in der Sache ist
aufgehoben. (...) Jedenfalls war es,
um es mit den Friends of the Earth zu
sagen, ein miserabler Tag für Europa.
Zu der Entscheidung sind die 70 Pro-
zent der Konsumenten, die keine
„Frankenstein-Nahrung” wollen,
nicht befragt worden. Eine wirklich
schlimme Geschichte.“ 

� Pressestimme

Düsseldorf ist eine
wichtige Handelsstadt
Viele Kinder
haben die Rät-
selfrage von
Klaro und Sa-
faro richtig be-
antwortet. Die
Frage hieß:
Wie heißt die
Hauptstadt
von Nordrhein-Westfalen? Die Ant-
wort war C: Düsseldorf.   Gewinne-
rin ist die sieben Jahre alte Sophia
Willmann aus Kressbronn. 

Düsseldorf ist eine große Stadt.
Früher aber war es mal ein kleiner
Ort am Fluss Düssel, der in den
Rhein fließt. Auf dem Rhein fahren 
heute viele Schiffe, die Waren trans-
portieren. Darum hat Düsseldorf ei-
nen Hafen, obwohl die Hauptstadt
des Bundeslandes Nordrhein-West-
falen gar nicht am Meer liegt. Weil
viele Schiffe ihre Waren in Düssel-
dorf entladen, ist die Stadt eine
wichtige Handelsstadt. (afk)

� Klaro Safaro – gewusst?

ten bleiben werden. Noch nie gingen
so wenige Ostdeutsche davon aus,
dass ein Zusammenwachsen gelingen
könne. Menschen aus dem Westen
bezeichneten sich meist als Deutsche
(69 Prozent). „Unterschiedliche histo-
rische Erfahrungen prägen Menschen
und wirken über Generationen“, er-
klärte Herausgeberin Renate Köcher.
Bis dieses überwunden sei, werde es
wohl noch Jahrzehnte dauern.

Dass nur ein Prozent der Men-
schen im Osten 2008 die Westdeut-
schen als hilfsbereit bezeichneten, ist
für Merkel ein bisschen „beküm-
mernd“. „Ich hätte mir gedacht, dass
die Wahrnehmung etwas homogener
ist“, sagte sie zu den Unterschieden.

Merkel, die auf der Rangliste der prä-
genden Politiker zwischen Franz-Josef
Strauß (CSU) und Gerhard Schröder
(SPD) auf Rang acht hinter dem füh-
renden Konrad Adenauer (CDU) liegt,
nutzte die „Erotik der Daten“, so Kö-
cher, für einen Seitenhieb in der Hartz-
IV-Debatte. Zielsicher wies sie auf Seite
126, die „Definition sozialer Gerechtig-
keit“, hin. Besonders wichtig waren
den Menschen gleiche Bildungschan-
cen. Doch noch stärker als das Credo
von Außenminister Westerwelle (FDP)
-- „Wer mehr leistet, soll auch mehr ver-
dienen als derjenige, der weniger leis-
tet“ -- (64 Prozent) zählte für 67 Pro-
zent der Befragten, dass der Staat für
eine Grundsicherung sorgt. (dpa)

bisschen geschmökert“ habe. Für den
Trend zu Hosen bei Frauen -- 58 Pro-
zent tragen sie lieber als Röcke, war
sie selbst das beste Beispiel. Dass 79
Prozent der Frauen es mögen, wenn
Männer Wert auf Kosmetik legen,
wollte sie lieber nicht kommentieren.

Zum Jubiläum der Vereinigung
standen die unterschiedlichen Menta-
litäten in Ost und West im Fokus. Die
Mehrheit der Menschen im Osten (53
Prozent) sah sich 2009 eher als Ost-
deutsche und nicht als Deutsche. Kurz
nach der Wende waren es 1992 noch
63 Prozent, vor vier Jahren (2006) al-
lerdings nur 35 Prozent. 42 Prozent
von ihnen glaubten, dass Ost und
West immer wie zwei getrennte Staa-

BERLIN - Die Mentalitäten in Ost und
West stehen beim zwölften Allensba-
cher Jahrbuch der Demoskopie im Fo-
kus. Gestern wurde das Buch der Öf-
fentlichkeit vorgestellt.

Knapp 20 Jahre nach der deutschen
Einheit ist die Trennung für viele Men-
schen noch nicht überwunden, der
Weihnachtsbaum gehört unbedingt
zum Heiligabend, und Frauen finden
Männer mit Kosmetik toll -- das zwölf-
te Allensbacher Jahrbuch der Demo-
skopie zeigt auf mehr als 900 Seiten
die Befindlichkeiten der Deutschen.
Bei der Vorstellung gestern in Berlin
berichtete Bundeskanzlerin Angela
Merkel, dass sie in dem Wälzer „ein

Demoskopie

Mehrheit der Ostdeutschen fühlt sich nicht deutsch

Reinhard Erös ist gebürtiger
Oberpfälzer. Der ehemalige

Militärarzt engagiert sich seit 1985
für Afghanistan. Mit seiner Frau
und den vier Söhnen lebte er lange
in der afghanisch-pakistanischen
Grenzstadt Peschawar. 1998 grün-
dete er die Kinderhilfe Afghanis-
tan, die Kinder und Frauen in Ost-
afghanistan mit medizinischen und
schulischen Einrichtungen hilft.
Spendenkonto: Kinderhilfe Afgha-
nistan, Liga Bank Regensburg, BLZ:
750 903 00, Kto-Nr. 132 5000. 


